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zu Punkt ... der 797. Sitzung des Bundesrates am 12. März 2004

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Vorschriften über Fernab-
satzverträge bei Finanzdienstleistungen

Der federführende Rechtsausschuss (R) und
der Wirtschaftsausschuss (Wi)
empfehlen dem Bundesrat,

zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stel-
lung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (§ 312b Abs. 1 Satz 2 BGB)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu
prüfen, ob in § 312b Abs. 1 Satz 2 BGB-E die Wörter "sowie mit Wertpapieren"
anzufügen sind.

Begründung:

Nach § 312b Abs. 3 Nr. 3 BGB gehören u.a. Wertpapierdienstleistungen zu den
Finanzgeschäften. Die im Gesetzentwurf gewählte Bezeichnung "Geldanlage"
entspricht zwar Artikel 2 Buchstabe b der Richtlinie, deckt aber den bisher ge-
nannten Bereich der Wertpapierdienstleistungen nur teilweise ab. Zur vollstän-
digen Erfassung der Finanzdienstleistungen dürften daher Wertpapiergeschäfte
einzubeziehen sein. Damit wird auch gewährleistet, dass eine unterschiedliche
Auslegung der Begriffe "Geldanlage" bei europäischen und deutschen Ge-
richten nicht zu einer Rechtsschutzlücke für deutsche Verbraucher führt.
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2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 312c BGB)

a) In Artikel 1 ist Nummer 2 § 312c wie folgt zu ändern:

aa) In Absatz 1 Satz 1 ist das Wort "Vertragserklärung" durch das Wort
"Willenserklärung" zu ersetzen.

bb) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen:

"(3) Bei Finanzdienstleistungen kann der Verbraucher während der
Laufzeit des Vertrages einmal vom Unternehmer die kostenfreie Vor-
lage der Vertragsbestimmungen einschließlich der allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen in Papierform verlangen."

b) Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu
prüfen, ob die Verpflichtung zur Mitteilung der Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht auf Fernabsatz-
verträge über Finanzdienstleistungen beschränkt werden sollte.

Begründung:

Zu Buchstabe a

Das Wort "Vertragserklärung" in § 312c Abs. 1 Satz 1 BGB-E entspricht hier
nicht der deutschen Rechtsterminologie. Der Begriff wird zwar auch in § 492
Abs. 1 Satz 5 und § 502 Abs. 1 Satz 1 BGB verwendet, dort allerdings in ande-
rem Zusammenhang. Die Vertragserklärung ist dort jeweils im Sinne von zu
unterzeichnender Vereinbarung gemeint.
Demgegenüber wird im Gesetzentwurf der Begriff Vertragserklärung im Sinne
der Abgabe einer Willenserklärung (vgl. Buch 1 Abschnitt 3 Titel 2) verwen-
det. Es besteht kein Anlass und wäre vielmehr dogmatisch bedenklich, auch an
dieser Stelle von einer Vertragserklärung zu sprechen.
Die vorgeschlagene Neufassung von § 312c Abs. 3 BGB-E stellt das Gewollte
in mehrfacher Hinsicht klar.
- Dem Verbraucher sollte - wie in der Richtlinie vorgesehen - ein Anspruch

auf Überlassung der Vertragsbestimmungen in Papierform gegeben wer-
den. Der gewählte Begriff der "Urkunde" hat in der deutschen Rechts-
sprache eine besondere Bedeutung. Er wird in § 126 Abs. 1 BGB im Zu-
sammenhang mit der Schriftform eingeführt. Die Urkunde muss vom Aus-
steller regelmäßig unterzeichnet werden. Der verkörperten Gedankenerklä-
rung werden prozessual bestimmte Rechtswirkungen zuerkannt.
Vorliegend geht es jedoch darum, dass Vertragsbedingungen bei Verträgen
über Finanzdienstleistungen regelmäßig prägend sind. Sie sollen daher
dem Verbraucher in Papierform zur Verfügung gestellt werden.
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- Um Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, ob die Verpflichtung des Unter-
nehmers, dem Verbraucher die Vertragsbedingungen zur Verfügung zu
stellen, impliziert, dass für den Verbraucher keine Kosten anfallen, wird
die Unentgeltlichkeit ausdrücklich geregelt.

- Allgemeine Grundsätze, dass der Verbraucher die Vorlage von Vertrags-
bestimmungen nicht mehrfach fordern könne, bestehen entgegen der Ent-
wurfsbegründung nicht. Anderes könnte etwa auch aus der Richtlinien-
vorgabe, der Verbraucher könne "zu jedem Zeitpunkt" des Vertragsver-
hältnisses die Vorlage verlangen, gefolgert werden. Streit im Einzelfall ist
daher nicht ausgeschlossen.

Zu Buchstabe b

Die von der Richtlinie nicht vorgeschriebene Mitteilung der Vertragsbestim-
mungen einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen bei Fernabsatz-
verträgen, die nicht Finanzdienstleistungen betreffen, bedeutet für die Unter-
nehmen einen erheblichen organisatorischen und finanziellen Mehraufwand.
Dieser kann nicht durch eine möglichst einheitliche Regelung der Mitteilungs-
pflichten gerechtfertigt werden. Zwar sind die Unternehmen wegen der Einbe-
ziehungserfordernisse für Allgemeine Geschäftsbedingungen in etlichen Fällen
bereits gehalten, dem Verbraucher die Vertragsbedingungen mitzuteilen. Dies
rechtfertigt es jedoch nicht, die Wirtschaft generell mit einer Mitteilungspflicht
zu belasten, deren Nutzen fragwürdig ist. Wenn es einem Unternehmen zweck-
mäßig erscheint, in allen Geschäftsbereichen die gleichen Informationen zur
Verfügung zu stellen, so steht es ihm frei.

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 312c Abs. 2 Satz 1 BGB)

In Artikel 1 Nr. 2 § 312c Abs. 2 Satz 1 sind die Wörter "Vertragsbestimmungen
einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen" durch die Wörter "vom
Gesetz abweichenden Vertragsbestimmungen" zu ersetzen.

Begründung:

Die bisherige Formulierung führt zu Unklarheiten über den Umfang und die
Art der mitzuteilenden Informationen. Insbesondere im Versandhandel werden
keine ausführlichen Kaufverträge aufgesetzt. Vom Gesetz abweichende Be-
stimmungen finden sich ausschließlich in den AGB.
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4. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 312d BGB)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob von der in Artikel 6 Abs. 3 Buchstabe c der Richtlinie vorgesehenen Be-
reichsausnahme für Erklärungen von Verbrauchern, die unter Mitwirkung eines
Amtsträgers abgegeben werden, zu Gunsten der Notare Gebrauch gemacht wer-
den sollte.

Begründung:

Nach der Richtlinie können die Mitgliedstaaten bestimmen, dass das Wider-
rufsrecht bei Erklärungen von Verbrauchern ausgeschlossen ist, die unter Mit-
wirkung eines Amtsträgers abgegeben werden - unter der Voraussetzung, dass
der Amtsträger bestätigt, dass die Rechte des Verbrauchers gemäß Artikel 5
Abs. 1 der Richtlinie gewahrt wurden. Bei Notargeschäften spielen Finanz-
dienstleistungen nicht selten eine Rolle. Es erscheint zweifelhaft, ob sicher aus-
geschlossen werden kann, dass - etwa auch bei Änderung der Rechtsprechung
zu verbundenen Geschäften - Fernabsatzverträge im Sinne der Richtlinie vor-
liegen. Wäre dies der Fall, so könnte dies unabsehbare Folgen für die Sicher-
heiten im Grundstücksverkehr nach sich ziehen.

5. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 357 Abs. 2 Satz 2, 3 BGB)

In Artikel 1 ist Nummer 5 wie folgt zu fassen:

'5. § 357 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird Satz 2 wie folgt gefasst:

<... wie Gesetzentwurf>

b) In Absatz 2 werden die Sätze 2 und 3 durch folgenden Satz ersetzt:

"Die Kosten der regelmäßigen Rücksendung können vertraglich dem Ver-
braucher auferlegt werden, es sei denn, dass die gelieferte Ware nicht der
bestellten entspricht." '

Begründung:

Die bisherige Regelung ist generell nicht angemessen, obwohl sie bereits im
geltenden Recht enthalten ist. Sie ist durch die EU-Fernabsatzrichtlinie nicht
vorgegeben, denn diese erlaubt es, die Kosten der Rücksendung dem Verbrau-
cher zuzuweisen. Der Nachteil, dass die Verbraucher die Ware im Fernabsatz
nicht körperlich untersuchen können, wird durch das Widerrufs- und das Rück-
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gaberecht ausgeglichen. Der europäische Gesetzgeber wollte seinerzeit ledig-
lich verhindern, dass die Unternehmen die Ausübung dieser Rücktrittsrechte an
Strafzahlungen knüpfen. Es war aber nicht beabsichtigt, die Unternehmen fi-
nanziell schwer zu belasten. Schließlich sind es die Verbraucher gewohnt, auch
beim Umtausch wegen Nichtgefallens im stationären Handel die Kosten des
Rücktransports der Ware zum Händler zu tragen. Dass auf Grund des intensi-
ven Wettbewerbs im Versandhandel und des Wettbewerbs zwischen Versand-
handel und stationärem Handel die Rücksendekosten vor Erlass des Fernab-
satzgesetzes häufig freiwillig vom Versandhandel übernommen wurden, ist le-
diglich Ausdruck des funktionierenden Marktes und liefert keine Rechtfer-
tigung, in den Markt einzugreifen. Die Versandunternehmen haben momentan
nicht einmal Einfluss darauf, auf welchem Weg (Post, Kurierdienste) Kunden
die bestellte Ware retournieren.
Die jedenfalls grundsätzliche Kostentragung durch den Verbraucher hätte vor
allem den großen Vorteil, dass sich damit das Problem des Missbrauchs der
Bestellmöglichkeit durch einzelne Kunden zu Lasten aller Kunden kaum noch
stellen würde. Die derzeitige 40 Euro-Regelung ermuntert Kunden, die letztlich
nichts kaufen wollen, lediglich dazu, in jedem Fall Waren im Wert von mehr
als 40 Euro zu bestellen. Die Notwendigkeit, die Rücksendekosten selbst zu
tragen, würde die nicht ernsthafte Bestellung oder die Bestellung einer Vielzahl
von Modellen, von denen höchstens eins gekauft wird, weniger attraktiv ma-
chen. Außerdem entfiele die Gefahr übermäßiger Rücksendekosten. Denn der
Verbraucher als Träger der Rücksendekosten würde die günstigste Art der
Rücksendung wählen.

6. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 357 Abs. 2 Satz 3 - neu - BGB)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob nach § 357 Abs. 2 Satz 2 BGB folgender Satz eingefügt werden kann:

"Für die regelmäßigen Kosten der Rücksendung kann vertraglich anderes ver-
einbart werden, sofern die Rücksendung in anderer Weise erfolgt als der Ver-
sand und die gelieferte Ware der bestellten entspricht."

Begründung:

§ 357 Abs. 2 BGB in der geltenden Fassung übernimmt sinngemäß die Rege-
lungen von § 361a Abs. 2 und § 361b Abs. 2 BGB a.F., wie sie durch Artikel 2
des Gesetzes über Fernabsatzverträge und andere Fragen des Verbraucher-
rechts sowie zur Umstellung von Vorschriften auf Euro vom 27. Juni 2000
(BGBl. I. S. 897, 1139) geschaffen wurden. Er sieht vor, dass zwar der Ver-
braucher bei Ausübung des Widerrufsrechts zur Rücksendung verpflichtet ist,
wenn die Sache durch Paket versandt werden kann, belastet aber den Unter-
nehmer bei Widerruf und Rückgabe mit den Kosten und der Gefahr der Rück-
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sendung. Lediglich bei einer Bestellung bis zu einem Betrag von 40 Euro lässt
er vertragliche Ausnahmen zu.
§ 357 Abs. 2 BGB weicht in grundsätzlicher Übereinstimmung mit dem Votum
des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes über Fernabsatzverträge und
andere Fragen des Verbraucherrechts sowie zur Umstellung von Vorschriften
auf Euro (BT-Drs. 14/2920, S. 3 f. unter 6.) und auf der Grundlage der dama-
ligen Beschlussempfehlung und des Berichts des Rechtsausschusses (BT-Drs.
14/3195, S. 6 und 31 f.) und der damaligen Beschlussempfehlung des Vermitt-
lungsausschusses (BT-Drs. 14/3527, S. 2) von dem ursprünglich von der Bun-
desregierung unterbreiteten Vorschlag eines § 3 Abs. 1 Satz 4 FernAbsG-E ab,
der lautete: "Der Verbraucher hat die Kosten der Rücksendung zu tragen, wenn
dies im Vertrag vorgesehen war, es sei denn, dass der Unternehmer nicht die
versprochene, sondern lediglich eine in Qualität und Preis gleichwertige
Leistung erbracht hat" (vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines
Gesetzes über Fernabsatzverträge und andere Fragen des Verbraucherrechts
sowie zur Umstellung von Vorschriften auf Euro, BT-Drs. 14/2658, S. 5).
Diese Abweichung des § 357 Abs. 2 BGB vom ersten Entwurf der Bundes-
regierung für einen § 3 Abs. 1 Satz 4 FernAbsG-E, insbesondere der Aus-
schluss einer vertraglichen Überbürdung der Kosten der Rücksendung auf den
Verbraucher unabhängig vom Wert der Bestellung, wird durch europarecht-
liche Vorgaben nicht erzwungen: Nach Artikel 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2
der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
20. Mai 1997 über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fern-
absatz sind die "einzigen Kosten, die dem Verbraucher infolge der Ausübung
seines Widerrufsrechts auferlegt werden können, […] die unmittelbaren Kosten
der Rücksendung der Waren".
Es bestehen Anhaltspunkte dafür, dass die Möglichkeit, im Versandhandel be-
stellte Waren kostenfrei zurückzusenden, in stärkerem als möglicherweise
früher angenommenen Maße missbräuchlich ausgenutzt wird und der Versand-
handel dadurch Schaden leidet.
Durch Vereinheitlichung der Versendungsarten und durch Rahmenverträge der
Träger der Versandhandelsunternehmen mit Versendern ließen sich im Inte-
resse der Verbraucher und des Versandhandels die mit der Rücksendung ver-
bundenen Kosten minimieren. Dies lässt es angezeigt erscheinen, den Trägern
der Versandhandelsunternehmen zu erlauben, in ihren Vertragsbedingungen in
Übereinstimmung mit der Richtlinie 97/7/EG ihre Kunden mit den Kosten der
Rücksendung - nicht auch mit der Gefahr - zu belasten, sofern die Kunden für
die Rücksendung einen anderen Versender wählen als den Vertragspartner des
Trägers des Versandhandelsunternehmens und die gelieferte Ware der bestell-
ten entspricht.

7. Zu Artikel 2 Nr. 2 (Artikel 229 § 10 Satz 3 - neu - EGBGB)

In Artikel 2 Nr. 2 Artikel 229 ist § 10 folgender Satz anzufügen:

"Verkaufsprospekte, die vor dem 1. September 2004 hergestellt wurden und die
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der Neufassung der BGB-InfoVO nicht genügen, dürfen bis zum 31. März 2005
aufgebraucht werden."

Begründung:

Distanzhandelsunternehmen bieten ihre Waren regelmäßig über Kataloge an,
die nur halbjährlich oder jährlich neu aufgelegt werden. Produktion und Distri-
bution ist mit erheblichen Kosten verbunden. Deshalb ist eine Übergangsfrist
für die Branche zu gewähren. Diesem Problem hat der Gesetzgeber bereits in
§ 6 Abs. 2 des alten Fernabsatzgesetzes Rechnung getragen.

8. Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB-InfoVO)

In Artikel 3 ist Nummer 1 § 1 wie folgt zu ändern:

a) In Absatz 1 ist Nummer 1 wie folgt zu fassen:

"1. seine Identität und ladungsfähige Anschrift,"

b) In Absatz 2 sind der Nummer 1 die Wörter " das öffentliche Unternehmens-
register, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, die zugehörige Register-
nummer oder gleichwertige Kennung," anzufügen.

Begründung:

Der Entwurf der Bundesregierung weist zu Recht auf die erhöhten Risiken bei
Distanzgeschäften mit Finanzdienstleistungen hin. Diese erhöhten Risiken be-
stehen jedoch nicht im normalen Versandhandel mit Waren. Eine Ausweitung
der Informationspflichten sollte deshalb auch auf den Fernabsatz von Finanz-
dienstleistungen beschränkt bleiben.

9. Zu Artikel 3 Nr. 1    (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, 3, Abs. 2 Nr. 1a - neu -, 1b - neu -
BGB-InfoVO)

In Artikel 3 ist Nummer 1 § 1 wie folgt zu ändern:

a) In Absatz 1 sind die Nummern 2 und 3 zu streichen.
b) In Absatz 2 sind nach Nummer 1 folgende Nummern 1a und 1b einzufügen:

"1a. <... wie § 1 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzentwurfs>
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1b. <... wie § 1 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzentwurfs mit der Maßgabe, dass
die Angabe "Nummer 2" durch die Angabe "Nummer 1a" zu er-
setzen ist>"

Begründung:

Der Gesetzentwurf übernimmt Informationsanforderungen, die nach der Richt-
linie 2002/65/EG sowie dem bisherigen Richtlinienbestand nur für Fernabsatz-
verträge über Finanzdienstleistungen zwingend vorgesehen sind, in die allge-
meine Regelung über die Informationspflichten, die für alle Fernabsatzverträge
gelten.
Was die in § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BGB-InfoVO-E genannten zusätzlichen Ver-
pflichtungen anbelangt, so erscheint es zum Schutz des Verbrauchers nicht er-
forderlich und für die Unternehmen unverhältnismäßig belastend, diese detail-
lierten Informationspflichten, die bei dem komplexen Abschluss eines Finanz-
dienstleistungsgeschäftes angemessen sind, in vollem Umfang auf alle Fernab-
satzverträge zu übertragen, auch solche, die einmalige Sachleistungen von rela-
tiv geringem Wert zum Gegenstand haben. Die Nummern 2 und 3 in § 1 Abs. 1
BGB-InfoVO-E sollten gestrichen werden und stattdessen in den spezifisch auf
Fernabsatzverträge über Finanzdienstleistungen zugeschnittenen § 1 Abs. 2
BGB-InfoVO-E eingefügt werden.

10. Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 1 Abs. 1 Nr. 10, Abs. 2 Nr. 9 - neu - BGB-Info-VO)

In Artikel 3 ist Nummer 1 § 1 wie folgt zu ändern:

a) In Absatz 1 ist Nummer 10 wie folgt zu fassen:

"10. das Bestehen eines Widerrufs- oder Rückgaberechts,"

b) Dem Absatz 2 ist folgende Nummer 9 anzufügen:

"9. <... wie § 1 Abs. 1 Nr. 10 des Gesetzentwurfs mit der Maßgabe, dass
das abschließende Komma durch einen Punkt zu ersetzen ist>"

Begründung:

Auch die in § 1 Abs. 1 Nr. 10 BGB-InfoVO-E vorgesehene Erhöhung der
Informationspflichten ist nur im Bereich der Distanzgeschäfte mit Finanz-
dienstleistungen sinnvoll.
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11. Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 1 Abs. 3 Satz 1, 2 - neu - BGB-InfoV)

In Artikel 3 Nr. 1 § 1 ist Absatz 3 wie folgt zu ändern:

a) In Satz 1 sind die Wörter "gemäß § 312c Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs" zu streichen.

b) Nach Satz 1 ist folgender Satz einzufügen:

"Liegt eine Finanzdienstleistung nicht vor, so findet Absatz 1 Nr. 5, 6, 9
und 12 keine Anwendung."

Begründung:

Die Verweisung in § 1 Abs. 3 BGB-InfoV-E auf § 312c Abs. 1 BGB ist über-
flüssig, da bereits Absatz 1, auf den verwiesen wird, auf § 312c Abs. 1 BGB
Bezug nimmt. Durch die Streichung entfallen mögliche Unklarheiten hinsicht-
lich des Bezugs der Wendungen "nach Absatz 1" und gemäß "Absatz 1 Nr. 3".
Mit dem neu einzufügenden Satz wird klargestellt, dass die in Absatz 1 Nr. 5,
6, 9 und 12 bezeichneten Angaben nicht bei allgemeinen Fernabsatzverträgen
Anwendung finden. Es handelt sich entgegen der Entwurfsbegründung nicht
nur um Informationen, die bei bestimmten Vertragskonstellationen relevant
werden, so dass sich durch die allgemeine Verweisung auf Absatz 1 eine un-
billige Belastung der Anbieter ergibt.

12. Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 1 BGB-InfoV)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob Informationspflichten, die die Richtlinie über den Fernabsatz von Fi-
nanzdienstleistungen vorschreibt, auf diese Fernabsatzverträge beschränkt wer-
den sollen.

Begründung:

Nach der Entwurfsbegründung liegt den über die Verpflichtungen aus der
Richtlinie hinausgehenden Pflichten die Erwägung zu Grunde, dass diese ihrer
Art nach für eine Ausdehnung auf alle Fernabsatzverträge geeignet erscheinen.
Dabei steht der Leitgedanke, den Verbraucher nicht nur bei Distanzgeschäften
mit Finanzdienstleistungen, sondern allgemein bei Fernabsatzgeschäften mit
umfassenden Informationen zu versorgen, zu sehr im Vordergrund. Wesentlich
sollte auch sein, ob damit Unternehmer in Deutschland gegenüber den Unter-
nehmern in anderen Unionsstaaten nicht noch weiter ins Abseits geraten. So
mag man über die Ergänzung betreffend Registernummer oder gleichwertiger
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Kennung noch streiten. Hingegen wird die Benennung eines Vertreters oder
einer anderen gewerblichen Person als dem Anbieter, wenn der Verbraucher
mit dieser geschäftlich zu tun hat, bei den Unternehmen einen erheblichen
bürokratischen Aufwand verursachen, dem beim Verbraucher kein entspre-
chender Gegenwert gegenübersteht. Wenn der Verbraucher mit einer anderen
Person als dem Anbieter im Rahmen einer Finanzdienstleistung Kontakt auf-
nimmt, so wird jeder Vertreter oder jede andere gewerbliche Person, soweit er-
forderlich, von sich aus die notwendigen Angaben zu seiner Person mitteilen.
Entsprechendes gilt für § 1 Abs. 1 Nr. 3 BGB-InfoVO-E: Welcher erhebliche
Informationsmehrwert in einer Vorabinformation über die ladungsfähige sowie
sonstige für die Geschäftsbeziehung maßgebliche Anschrift unter Einschluss
der nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 BGB-InfoVO-E zu benennenden Personen bringt,
erschließt sich nicht. Dem steht jedoch ein erheblicher zusätzlicher bürokra-
tischer Aufwand beim Anbieter entgegen, der eine möglicherweise nicht unbe-
trächtliche Personalliste vorab übermitteln muss. Hier sollte es bei der bis-
herigen Mitteilungspflicht in Textform verbleiben.
Überflüssigerweise wird, ohne dass die Richtlinie über den Fernabsatz von Fi-
nanzdienstleistungen dies vorschreibt, auch die Verpflichtung zur Vorabinfor-
mation darüber aufgenommen, wie der Vertrag zustande kommt. Der Anbieter
gerät immer mehr zum Rechtsberater des Verbrauchers. Außerdem benötigt der
Durchschnittsverbraucher bei Brief oder Telefax diese Hinweise nicht.
Die Erweiterung der Informationspflichten zum Bestehen oder Nichtbestehen
eines Widerrufs- oder Rückgaberechts auf das allgemeine Fernabsatzrecht ist
überflüssig, da es auf Seiten der Anbieter zu erheblichen Mehrkosten, auf Sei-
ten des Durchschnittsverbrauchers jedoch zu einer Informationsfülle führt, die
einer rationalen Entscheidung zur Aufrechterhaltung oder Beendigung des Ver-
trags deutlich hinderlich ist.

13. Zu Artikel 5 Nr. 5 Buchstabe c (§ 9 Abs. 3 SchlichtVerfVO)

In Artikel 5 Nr. 5 Buchstabe c § 9 ist Absatz 3 zu streichen.

Begründung:

Die Schlichtungsaufgaben werden bereits jetzt angemessen schnell umgesetzt.
Eine Verkürzung der zweimonatigen Frist für die Verbandsbeteiligung gemäß
§ 2 Abs. 1 Satz 3 SchlichtVerfVO erscheint nicht sachgerecht, da die Verbände
innerhalb dieser zu kurzen Frist häufig keine ausreichende Prüfung der Quali-
fikation und Unparteilichkeit der Schlichter durchführen können. Verfahren
können nicht allein durch die Verkürzung vorgesehener Fristen beschleunigt
werden; notwendig ist dabei auch, dass Fristen einen angemessenen Zeitraum
zur Sachbearbeitung belassen.
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14. Zu Artikel 6 Nr. 3 (§ 48a Abs. 1 VVG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu
prüfen, ob in Artikel 6 Nr. 3 § 48a der Absatz 1 wie folgt gefasst werden kann:

"(1) Dieser Titel ist auf Fernabsatzverträge über Versicherungen mit Verbrau-
chern anzuwenden."

Begründung:

Soweit der Gesetzentwurf bei der Umsetzung der Richtlinie über den Fernab-
satz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher den Ansatz verfolgt, im Inte-
resse einer größtmöglichen Transparenz sowie besserer Handhabbarkeit weit
gehend auf die Verweisung auf Vorschriften des BGB zu verzichten und statt-
dessen eigenständige, in sich abgeschlossene Regelungen im VVG vorzusehen,
ist hiergegen im Grundsatz nichts zu erinnern.
Dieser Ansatz überzeugt jedoch nicht für die in § 48a Abs. 1 VVG-E vorge-
schlagene Umschreibung des Verbraucherbegriffs in Umsetzung der in Arti-
kel 2 Buchstabe d der Richtlinie enthaltenen Vorgabe. Insoweit ist zu berück-
sichtigen, dass es sich bei der durch das Fernabsatzgesetz vom 27. Juni 2000
(BGBl. I S. 897, 1139) erstmals in das BGB implementierten Definition des
ausgeprägt durch europäisches Sekundärrecht beeinflussten Terminus des Ver-
brauchers um einen grundlegenden Zentralbegriff auch des nationalen bürger-
lichen Rechts handelt. Da es jedoch der Funktion des BGB entspricht, seine
Schlüsselbegriffe selbst zu definieren (vgl. Einzelbegründung des Regierungs-
entwurfs zum Fernabsatzgesetz, BT-Drs. 14/2658, S. 47 f.), zudem auch im
Anwendungsbereich des Versicherungsvertragsgesetzes als Sonderprivatrecht
in Ermangelung abweichender Regelungen die Bestimmungen des BGB ohne
weiteres Geltung besitzen, könnte auch im Rahmen von § 48a Abs. 1 VVG-E
allgemein auf den Begriff des "Verbrauchers" abgestellt und in der Begrün-
dung in geeigneter Form darauf hingewiesen werden, dass es sich hierbei um
den Verbraucherbegriff im Sinne der in § 13 BGB vorgenommenen Definition
handelt. Dies gilt um so mehr, als bei der in § 48a VVG-E vorgeschlagenen
Umschreibung - insoweit abweichend zum Wortlaut von § 13 BGB - lediglich
von der gewerblichen oder selbständigen Tätigkeit einer Person ausgegangen,
auf das Kriterium der selbständigen beruflichen Tätigkeit demgegenüber ohne
nähere Erklärung verzichtet wird. Soweit in der Einzelbegründung zu § 48a
VVG-E (S. 60) lediglich von einer "Anlehnung" an den Verbraucherbegriff des
BGB die Rede ist, legt dies zwar ein Aufgreifen der an der Begrifflichkeit des
§ 13 BGB im Schrifttum verschiedentlich geäußerten Kritik nahe (vgl. z.B.
Soergel-Pfeiffer, BGB, 13. Aufl., Stuttgart 2002, § 13, Rnr. 2). Dessen unge-
achtet könnte es im Hinblick auf die übereinstimmenden terminologischen
Vorgaben sowohl in Artikel 2 Buchstabe d der Richtlinie über den Fernabsatz
von Finanzdienstleistungen als etwa auch in Artikel 2 Nr. 2 der Richtlinie
über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz vom
20. Mai 1997 bereits aus Gründen der Vermeidung jeglicher Unklarheiten hin-
sichtlich der korrekten Transformation in nationales Recht vorzugswürdig er-
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scheinen, auf die sich an dieser Sprachregelung orientierende Fassung des § 13
BGB Bezug zu nehmen. In Konsequenz hierzu wäre für diesen Fall in der
Einzelbegründung zu Artikel 6 Nr. 3 § 48a Abs. 1 Satz 2 wie folgt zu fassen:
"Für die Auslegung des Begriffs des Verbrauchers gilt die in § 13 BGB enthal-
tene Definition."

15. Zu Artikel 6 Nr. 3 (§ 48b Abs. 5 VVG)

In Artikel 6 Nr. 3 § 48b ist Absatz 5 wie folgt zu ändern:

a) Das Wort "jederzeit" ist durch das Wort "einmal" zu ersetzen.

b) Die Wörter "in einer Urkunde" sind durch die Wörter "kostenfrei in Papier-
form" zu ersetzen.

Begründung:

Die vorgeschlagenen Änderungen stellen das Gewollte in mehrfacher Hinsicht
klar.
- Dem Verbraucher sollte - wie in der Richtlinie vorgesehen - ein Anspruch

auf Überlassung der Vertragsbestimmungen in Papierform gegeben wer-
den. Die Papierform stellt keine Neuregelung einer Formvorschrift dar,
sondern hat rein beschreibende Funktion. Der gewählte Begriff der "Ur-
kunde" hat in der deutschen Rechtssprache eine besondere Bedeutung. Er
wird in § 126 Abs. 1 BGB im Zusammenhang mit der Schriftform ein-
geführt. Die Urkunde muss vom Aussteller regelmäßig unterzeichnet wer-
den. Der verkörperten Gedankenerklärung werden prozessual bestimmte
Rechtswirkungen zuerkannt.
Vorliegend geht es jedoch darum, dass Vertragsbedingungen bei Versiche-
rungsverträgen regelmäßig prägend sind. Sie sollen daher dem Verbrau-
cher in Papierform zur Verfügung gestellt werden.

- Um Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, ob die Verpflichtung des Unterneh-
mers, dem Verbraucher die Vertragsbedingungen zur Verfügung zu stel-
len, impliziert, dass für den Verbraucher keine Kosten anfallen, wird die
Unentgeltlichkeit ausdrücklich geregelt.

- Allgemeine Grundsätze, dass der Versicherungsnehmer die Vorlage von
Vertragsbestimmungen nicht mehrfach fordern könne, bestehen entgegen
der Entwurfsbegründung nicht. Anderes könnte etwa auch aus der Richt-
linienvorgabe, der Verbraucher könne "zu jedem Zeitpunkt" des Vertrags-
verhältnisses die Vorlage verlangen, gefolgert werden. Streit im Einzelfall
ist daher nicht ausgeschlossen.
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16. Zu Artikel 6 Nr. 4 (Anlage zu § 48b VVG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu
prüfen, ob die Anlage zu § 48b VVG-E nicht in weiterem Umfang an § 1
BGB-InfoV-E anzupassen ist.

Begründung:

In Nummer 1 Buchstabe a der Anlage zu § 48b VVG-E wird nur das Handels-
register und die zugehörige Registernummer angesprochen. Demgegenüber
nennt § 1 Abs. 1 Nr. 1 BGB-InfoV-E das öffentliche Unternehmensregister und
die zugehörige Registernummer oder gleichwertige Kennung.
Während in Nummer 1 Buchstabe b der Anlage zu § 48b VVG-E der Mitglied-
staat der Europäischen Union genannt wird, spricht § 1 Abs. 1 Nr. 2
BGB-InfoV-E nur vom Mitgliedstaat.
Im Bereich der Finanzdienstleistungen soll bei telefonischer Kontaktaufnahme
über Artikel 3 Abs. 3 der Richtlinie hinaus die Angabe der Anschrift nur erfor-
derlich sein, wenn der Verbraucher eine Vorauszahlung zu leisten hat (§ 1
Abs. 3 BGB-InfoV-E). Diese Einschränkung findet sich im Versicherungsbe-
reich nicht (Nummer 1 Buchstabe c der Anlage zu § 48b VVG-E). Sachliche
Gründe für diese unterschiedliche Behandlung finden sich weder in der Be-
gründung noch sind sie sonst erkennbar.
Wie bei § 1 Abs. 1 Nr. 4 BGB-InfoV-E sollte auch bei Nummer 1 Buchstabe d
der Anlage zu § 48b VVG-E auf eine Informationspflicht darüber, wie der Ver-
trag zustande kommt, verzichtet werden. Insoweit besteht keine Verpflichtung
aus der Richtlinie, auch ein Bedürfnis ist nicht erkennbar.
Nach Nummer 1 Buchstabe e der Anlage zu § 48b VVG-E ist die Mindestlauf-
zeit des Vertrags generell anzugeben, § 1 Abs. 1 Nr. 5 BGB-InfoV-E sieht dies
im Einklang mit der Richtlinie nur vor, wenn diese eine dauernde oder regel-
mäßig wiederkehrende Leistung zum Inhalt hat.
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